
Die Geschichte liberaler 
Grundsatzprogrammatik 

Die Geschichte liberaler Grundsatzpro-

klamationen ist auch die Geschichte von Ei-

nigkeit und Recht und Freiheit in Deutschland. 

Sie reicht weit bis ins 19. Jahrhundert zurück. 

Rund 30.000 Menschen zogen Ende Mai 1832 

von Neustadt an der Weinstraße in der Pfalz 

zur Ruine des Hambacher Schlosses, um dort 

für Freiheit und nationale Einheit zu demons-

trieren. Im Herbst 1847 fanden die gemäßigten 

Liberalen in Heppenheim an der Bergstraße 

zusammen, um über eine gemeinsame libe-

rale Programmatik zu beraten. Im Zentrum 

standen damals die Forderungen nach Pres-

sefreiheit, Rechtsstaatlichkeit sowie einem 

deutschen Bundesstaat mit starker parlamen-

tarischer Vertretung. Darüber hinaus wurde 

die Verantwortung der gesamten Gesellschaft 

angemahnt – der Pauperismus hatte im Zuge 

der Industrialisierung auch Deutschland er-

reicht –, die von Armut und Not betroffenen 

Bürger zu unterstützen. 

Es war also kein Zufall, dass gut 100 

Jahre später – im Dezember 1948 – der 

Gründungsparteitag der Freien Demokra-

tischen Partei ausgerechnet im hessischen 

Heppenheim stattfand. Mit der sogenann-

ten »Heppenheimer Proklamation« wurde 

unter Federführung von Theodor Heuss der 

ideelle Grundstein für den bundesrepublika-

nischen Liberalismus gelegt, in dessen Kern 

die Persönlichkeitsrechte und die Achtung 

der Menschenwürde unumstößlich verankert 

sind. Die »Freiburger Thesen für eine liberale 

Gesellschaftspolitik« von 1971 entstanden 

schließlich unter dem doppelten Eindruck 

des Systemkonflikts zwischen Ost und West 

und dem Aufbruchsgeist der Studentenbe-

wegung. Mit ihrem Projekt eines »sozialen 

Liberalismus« brachte die FDP wichtige ge-

sellschaftspolitische Fragen auf den Punkt, 

regte zu Diskussionen an und leistete einen 

wichtigen Beitrag zum Erfolg der sozial-

liberalen Koalition unter den Bundeskanzlern 

Willy Brandt und Helmut Schmidt. 

Unter Federführung ihres damaligen 

Generalsekretärs Guido Westerwelle verab-

schiedeten die Liberalen dann im Jahr 1997 

nach zweijähriger Beratungszeit ihr bislang 

letztes Grundsatzprogramm – die »Wiesbade-

ner Grundsätze für eine liberale Bürgergesell-

schaft«. Wie die »Freiburger Thesen« lieferten 
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sie eine umfassende Interpretation der Zeit-

geschichte und skizzierten Ideen zukünftiger 

Politik, die weit über die FDP hinaus Resonanz 

fanden. Sowohl die von den mittelosteuro-

päischen Freiheitsbewegungen 1989 inspi-

rierte Vision der Bürgergesellschaft als auch 

das »Prinzip Verantwortung für die nächsten 

Generationen« fand dort Niederschlag. Sie 

wurden zu Leitmotiven des gesellschaftlichen 

Diskurses. Die damals pointiert vorgetra-

gene Diagnose der »Gefälligkeitspolitik« eines 

überforderten Wohlfahrtstaates hat bis heute 

nichts an Gültigkeit verloren. 

Diese Traditionen verpflichten uns. Sie 

machen uns zu Bannerträgern der klassischen 

Werte und Hoffnungen der Aufklärung. Sie zei-

gen, dass die innere Freiheit des Einzelnen und 

die äußere Freiheit der Vielen immer wieder ge-

fährdet und nie ganz gewonnen sind. Liberale 

Grundideen müssen immer wieder angepasst 

und neu bestimmt werden. In einer neuen Zeit 

schreiben wir die Traditionslinien des poli-

tischen Liberalismus in die Zukunft fort.

Warum wir ein neues 
FDP-Grundsatzprogramm brauchen

Die »Wiesbadener Grundsätze« stam-

men aus dem Jahr 1997. Damals war Helmut 

Kohl noch Bundeskanzler, Norbert Blüm Ar-

beitsminister und die Renten galten als sicher. 

Oskar Lafontaine führte als Vorsitzender eine 

SPD an, die kurz davor stand, für elf Jahre in 

die Regierung einzutreten. Lady Diana enga-

gierte sich gegen Landminen, und ein unbe-

kannter Wüstenkrieger namens Osama bin 

Laden kehrte nach Afghanistan zurück. Ein 

Jahr nach den Wiesbadener Beschlüssen, im 

September 1998, ging Google zum ersten Mal 

online. Und wiederum ein Jahr später kam das 

erste serienmäßig hergestellte Foto-Handy auf 

den Markt. Kurz nach der Jahrtausendwende, 

am 11. September 2001, wurde die Welt durch 

die Terroranschläge auf das World Trade Cen-

ter und das Pentagon erschüttert. Mit der 

Verteidigung der Freiheit begründete George 

W. Bush militärische Einsätze im Irak und in 

Afghanistan, und auch deutsche Soldaten 

stehen jetzt am Hindukusch. Im Namen der 

Verteidigung der Freiheit wurden auch Sicher-

heitsmaßnahmen verschärft – mit Einschrän-

kungen und einem Misstrauen gegenüber 

gläubigen Muslimen, die Teil unseres Alltags 

geworden sind. 2002, fünf Jahre nach der 

Verabschiedung der »Wiesbadener Grundsät-

ze«, hat schließlich der Euro die D-Mark als 

Zahlungsmittel abgelöst. Deutschland wurde 

endgültig zum europäischen Kernland.

Die Welt, wie wir sie kennen, hat sich 

seit 1997 tiefgreifend verändert. Und Deutsch-

land wird sich in den kommenden zwanzig 

Jahren weiter verändern: Die fortschreitende 

Globalisierung öffnet der Exportnation neue 

Märkte, macht uns aber zugleich abhängiger 

von Entwicklungen auf der Weltbühne. Inno-

vation bringt neuen Wohlstand, fordert aber 

auch mehr vom Einzelnen. Zuwanderung, 

Alterung und die vielfältigen Lebensstile ma-
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chen unser Land bunter, verlangen aber auch 

einen neuen gesellschaftlichen Konsens und 

reformierte Sozialsysteme. Digitale Medien 

vereinfachen unseren Alltag, bedrohen aber 

zugleich die Privatheit. Die Schonung natür-

licher Lebensgrundlagen bringt einen Schub 

neuer Technologien, verändert aber auch 

alle Lebensbereiche. Die FDP will sich den 

veränderten Herausforderungen stellen und 

Politik und Gesellschaft langfristig freiheitlich 

gestalten. Das 21. Jahrhundert muss ein libe-

rales Jahrhundert werden. Dafür wollen wir die 

Weichen stellen. 

Der Weg zu einem neuen liberalen 
Grundsatzprogramm 

Der 60. Bundesparteitag im Mai 2009 

hat deshalb beschlossen, dass sich die FDP 

bis zum Bundesparteitag 2012 ein neues 

Grundsatzprogramm geben soll. Mit der Ein-

setzung einer Programmkommission hat der 

FDP-Bundesvorstand Ende Juni 2010 den Be-

ratungsprozess zum neuen FDP-Grundsatz-

programm eröffnet. Vier Fragen hat der Bun-

desvorstand dem Beratungsprozess dabei 

zur Beantwortung aufgegeben: Wo ist Freiheit 

heute bedroht, wo hat sie Chancen? Welche 

Werte und Prinzipien der Freiheit sind für uns 

heute besonders wichtig? Wie beschreiben 

wir die Vision einer liberalen Gesellschaft? Und 

welche strategischen und programmatischen 

Prioritäten setzt liberale Politik zu ihrer Reali-

sierung? 

Die Erarbeitung von Antworten darauf 

ist eine Gelegenheit zur Selbstvergewisserung 

und Orientierung aller freien Demokraten mit 

oder ohne Parteibuch. Wir wollen einen neuen 

Dialog mit Liberalen auch außerhalb der FDP 

führen und unsere Positionen an den Argu-

menten von Skeptikern und Gegnern stärken. 

Unser Beratungsprozess beteiligt Experten, 

Bürger und die Mitglieder und Sympathi-

santen der liberalen Familie. Jedes Mitglied, 

jede Gliederung, jeder Bundes- und Landes-

fachausschuss, die FDP-Fraktionen in Bund, 

Ländern, Kommunen und Europa, die Lan-

desverbände und die Vorfeldorganisationen 

sollen die Gelegenheit zur gezielten Mitarbeit 

haben. Einzelne Bürgerinnen und Bürger und 

die breite Öffentlichkeit sollen ebenso einge-

bunden werden wie Wissenschaftler, Intellek-

tuelle, Meinungsmacher und Multiplikatoren 

aus allen gesellschaftlichen Bereichen. 

Mit dem Freiheitskongress am 2. Ok-

tober im Berliner Congress-Centrum (bcc) 

am Alexanderplatz sind wir in die öffentliche 

Debatte gestartet. Gemeinsam mit hochkarä-

tigen Gästen und Referenten wurden wichtige 

Zukunftsfragen und zentrale Themenkom-

plexe für die weitere Diskussion identifiziert 

und einer ersten Erörterung unterzogen. Eine 

umfassende Dokumentation unseres Freiheits-

kongresses findet sich im Internet unter www.

chancen-fuer-morgen.de. Zugleich wurde mit 

dem 2. Oktober 2010 unter derselben Internet-

adresse auch die Online-Debatte zum Grund-

satzprogramm eröffnet.

Zentrales Organ der Debatte ist die 

Grundsatzprogramm-Kommission, die sich 

am 26. August 2010 konstituierte. Hier laufen 

sämtliche Fäden der Diskussion zusammen. 

Die Programmkommission hat im September 

zehn Programmforen eingerichtet, die nach 

dem Vorbild von Enquete-Kommissionen der 

fachlichen Vertiefung der Grundsatzdebatte 

in den einzelnen Politikbereichen dienen. Die 

Arbeit der Programm-Kommission selbst glie-

dert sich lose in drei Phasen. Dabei wird zu-

L i b e r a l e  P e r s p e k t i v e n

6



›liberal‹ November 2010

nächst eine Bestandsaufnahme durchgeführt: 

Welche Probleme gilt es anzugehen, welche 

Fragen müssen gestellt werden? In welcher 

Tradition steht die FDP? Wie müssen die libe-

ralen Ideen und Werte neu interpretiert wer-

den, um den Herausforderungen der Zukunft 

gewachsen zu sein? In der zweiten Phase, die 

voraussichtlich im Frühjahr 2011 beginnt, wird 

die Kommission in enger Abstimmung mit den 

einzelnen Programmforen sowie den Rück-

meldungen aus den übrigen Gliederungen 

der Partei, zentrale Politikfelder in den Blick 

nehmen und konkrete Thesen für den Pro-

grammparteitag im Herbst 2011 erarbeiten. 

Abschließend werden in einer dritten Phase, 

im Winter 2011/2012, die Texte für das neue 

Grundsatzprogramm formuliert, diskutiert und 

redigiert. 

Wer will, kann sich auf vielfältige Weise 

in die Diskussion einschalten: Etwa durch die 

selbstorganisierte Ausrichtung und Teilnah-

me an sogenannten Deutschland-Salons, mit 

denen die Orts-, Kreis- und Landesverbände 

die Möglichkeit nutzen, ihre jeweiligen Erwar-

tungen und Anforderungen an ein liberales 

Grundsatzprogramm zu formulieren, oder 

auch in sogenannten Programm-Werkstätten, 

die Workshop-Charakter haben und stärker 

auf die programmatische Seite der Debatte 

abzielen. Dabei entstehen Bürgerhefte – Gäs

tebücher der Programmdebatte, in denen wir 

nach dem Vorbild der Cahiers de Doléances, 

der Abgeordneten der Generalstände 1789, 

Ideen und Erwartungen liberaler Bürger erhe-

ben. 

Darüber hinaus ist im Rahmen von Re-

gionalkonferenzen auch der direkte Austausch 

zwischen den Parteimitgliedern und der 

Grundsatzprogramm-Kommission vorgese-

hen. Die einzelnen Parteigliederungen werden 

zudem von der Kommission zu ausgewählten 

Fragen um schriftliche Stellungnahme gebe-

ten. Und selbstverständlich steht es auch allen 

Mitgliedern der FDP offen, nach eigenem (the-

matischen) Ermessen selbst Veranstaltungen 

zur Grundsatzdebatte durchzuführen und die 

Ergebnisse anschließend der Kommission zur 

Verfügung zu stellen. Die dezentralen Diskus-

sionen können sich dabei an einem zentralen 

Fragenkatalog der Grundsatzprogramm-

Kommission orientieren, der in einer ersten 

Version bereits vorliegt und Anfang 2011 in 

finaler Form beschlossen werden soll. Im 

Sommer 2011 legt die Programm-Kommissi-

on erste Thesen vor, die dann im Herbst 2011, 

40 Jahre nach Verabschiedung der Freiburger 

Thesen, auf einem Programmparteitag disku-

tiert werden. Im Frühjahr 2012 schließlich wol-

len wir dann ein neues Grundsatzprogramm 

verabschieden.

Mit dieser breit angelegten Debatte re

agieren wir auch auf die gegenwärtig spürbare 

Distanz zwischen den Bürgern und der Poli-

tik. Wir als liberale Partei öffnen uns für das 

Gespräch mit allen, denen Freiheit und Würde 

des Einzelnen, freiheitliche Ordnung und 

Chancen für morgen wichtig sind. Wir wollen 

die Weisheit der Vielen nutzen für die Gestal-

tung unserer politischen Zukunft.

Ordnung der Freiheit: 
Chancen für morgen

Im Kern dessen, was wir mit diesem 

neuen Grundsatzprogramm erreichen wollen, 

steht die Begründung einer neuen Ordnung 

für unser Zusammenleben. Der Liberalismus 

ist der Freiheit und Würde jedes Einzelnen 

verpflichtet. Diese Freiheit braucht Ordnung: 

Deshalb diskutieren wir für eine neue Zeit über 
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ein faires Miteinander. Wir arbeiten für eine 

Gesellschaft, die allen neue Chancen eröff-

net. Aber Chancen sind keine Garantien. Wir 

ermutigen und befähigen den Einzelnen, für 

sich und andere wieder mehr Verantwortung 

zu übernehmen. Wir wollen einen Staat, der 

Fairness durch klare Regeln schafft, aber zu-

gleich Freiheit und Individualität der Menschen 

achtet.

Im letzten Essay vor seinem Tod hat Ralf 

Dahrendorf vor einem »Pump-Kapitalismus« 

gewarnt. Er beklagte, dass die Wertschöpfung 

aus Arbeit, Eigenkapital und Innovation nicht 

mehr ausreicht, um die Renditeerwartungen 

zu erfüllen. Er beobachtete und kritisierte, dass 

immer schneller Geld mit geborgtem Geld ge-

macht werden sollte. Diese Wirtschaftsform 

ist implodiert, weil der Staat nicht die Regeln 

gesetzt hat, die erforderlich waren. Aber auch 

das Pendant des Pump-Kapitalismus ist ge-

scheitert, nämlich der Pump-Etatismus. Weil 

die Produktivkräfte der Volkswirtschaft die 

immer steigenden Erwartungen an den Staat 

und an die Staatsaufgaben erfüllen konnten, 

hatten Staaten sich verschuldet. Die Griechen 

halten uns in Deutschland den Spiegel vor.

Wie begründen wir nach dem Scheitern 

von Pump-Kapitalismus und Pump-Etatismus 

eine neue Ordnung der Freiheit? Es geht 

darum, den Staat als Ordnungsmacht ober-

halb der Wirtschaft zu stärken – nicht als 

Mitspieler im Getümmel. Es geht darum, den 

Staat zu stärken als Garant von Bildungschan-

cen, ihn aber nicht zum Vormund und Zen-

sor unseres Privatlebens zu machen. Es geht 

darum, die Gesellschaft zu ermutigen und zu 

ermächtigen, Verantwortung zu übernehmen. 

Es geht darum, republikanisches Miteinander 

und demokratische Regierungsfähigkeit zu 

üben. Wir Liberale wissen eins: Wir brauchen 

einen Staat, der aus den Überforderungs

situationen heraus wieder zum starken Partner 

der Gesellschaft und der einzelnen Menschen 

in Kernaufgaben wird. Liberale erwarten vom 

Staat nicht gutes Geld, sondern vor allen Din-

gen gutes Recht. 

Das ist für uns Verpflichtung: Wir wol-

len nachdenken über die Chancen für mor-

gen. Der demografische Wandel ist ein Risi-

ko, weil er die Fliehkräfte in der Gesellschaft 

vergrößert, aber auch eine Chance, eine 

neue deutsche Identität der bunten Republik 

zu etablieren. Der globale Wettbewerb ist 

ein Risiko, aber eben auch eine Chance, weil 

sich neue Märkte für Deutschland öffnen. Die 

Digitalisierung ist ein Risiko, für geistiges Ei-

gentum und Privatheit, aber doch auch eine 

Chance für vielfältige Erleichterungen im 

Alltag. Der Klimawandel ist ein Risiko, weil 

ein klimapolitischer Dirigismus die Freiheit 

durch Bürokratisierung gefährden könnte, 

aber auch die Chance, Nachhaltigkeit als 

Prinzip einer neuen Weltortung zu etablieren. 

Mehr Demokratie ist ein Risiko, wenn sie den 

Rechtsstaat blockiert, aber eine Chance, 

wenn sie die Weisheit der Vielen nutzt. Und 

darum geht es uns: um die Chancen für mor-

gen. Mögen die anderen nur auf die Risiken 

schauen. Mögen die anderen nur die Risi-

kogesellschaft sehen. Eine politische Kraft 

gibt es in Deutschland, die sich für Chancen 

für morgen einsetzt, die die Chancengesell-

schaft will – und das ist die FDP.

Christian Lindner, MdB, 
Generalsekretär der FDP.
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